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Der Bundesminister der Finanzen 

VA/5 - B1F 4371 - 21/55 


Bonn, den 10. März 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Liquidation der StEG 

Bezug: Kleine Anfrage 142 der Abgeordneten Dr, Atzen- 
roth und Genossen 
- Drucksache 1087 - 


Die Kleine Anfrage 142 der Abgeordneten Dr. Atzenroth und Ge- 
nossen - Drucksache 1087 - beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt: 

1. Die „Staatliche Erfassungs-Gesellschaft für öffentliches Gut mbH” 
(StEG) ist ein Länder -Unternehmen. Es wurde im Jahre 1946 
auf Anregung der amerikanischen Militärregierung gegründet. 
Gesellschafter sind die Länder Bayern, Baden-Württemberg, Hessen 
und Bremen. Diese Länder werden als Gesellschafter durch ihren 
Wirtschafts- und ihren Finanzminister (in Bremen durch den Se- 
nator für Wirtschaft) vertreten. Die StEG befindet sich seit dem 
1. Januar 1953 in Liquidation. Die Durchführung der Liquidation 
ist Angelegenheit der Gesellschafter - Länden Der Bund hat auf 
die Bestimmung des Zeitpunktes für die Beendigung der Liqui- 
dation daher keinen Einfluß. Dem Vernehmen nach soll die Liqui- 
dation zum 30. Juni 1955 beendet werden. 

Die StEG war kein Erwerbsunternehmen. Ihre Aufgabe bestand 
in der treuhänderischen Durchführung der Geschäfte ihrer Auf- 
traggeber. Letztere sind 

a) die Gesellschafter -Länder hinsichtlich der sog. „zonalen Pro- 
gramme”. Zu diesen gehörten das CEM-Programm (Erfassung 
und Verwertung des Captured Enemy Material, d. h. das von 
der amerikanischen Armee als Beutegut erklärte deutsche 
Wehrmachtsgut), das Munitionsprogramm (Entschärfung, Auf- 
arbeitung und Verwertung der gesamten Spreng- und Kampf- 
stoffmunition) und die technischen Programme (Zerlegung von 
Flugzeugen, Flugmotoren und Nachrichten geräten, Umschmel- 
zen des bei der Zerlegung anfallenden Aluminiums, Export 
von Stahlschrott und Flugsäuberung); 
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b) die Verwaltung für Wirtschaft und als deren Nachfolger die 
Bundesrepublik für das sog. „Amerika-Geschäft”. Letzteres be- 
stand in der Übernahme und Verwaltung von überschüssigem 
amerikanischem Heeresmaterial. 

Die Tätigkeit der StEG für die „zonalen Programme” beschränkte 
sich auf die amerikanische Besatzungszone. Die Gesellschaft ist für 
die zonalen Programme nur den Gesellschaf ter - Ländern verant- 
wortlich. Die Kleine Anfrage 142 der Abgeordneten Dr. Atzen- 
roth und Genossen kann daher nur auf das sog. „Amerika- Ge- 
schäft” bezogen und nur insoweit von der Bundesregierung be- 
antwortet werden. 

2. Die Vereinigten Staaten von Amerika haben für das im Rahmen 
des „Amerika -Geschäfts” gelieferte Material in den Londoner 
Verhandlungen über die Nachkriegsschulden im Herbst 1951 
einen Anspruch von $ 216886199 

erhoben. 

Hierauf sind folgende Beträge angerechnet worden: 

für Rücknahmen der ameri- 
kanischen Armee $ 10 000 000 

für Kosten der StEG im 
Zusammenhang mit der Waren- 
rücknahme der US-Armee $ 3 036 199 

für beschleunigte DM-Zahlun- 

gen der Bundesrepublik $ 850 000 = $ 13 886 199 

Gesamtforderung der USA aus 
dem „ Amerika - Geschäft ” 

demnach $ 203 000 000 

Ein weiterer Minderungsanspruch von $ 73,76 Millionen wegen 
erheblicher Mängel der gelieferten Überschuß güter konnte nicht 
durchgesetzt werden. Nach Ansicht der Vertreter der USA ist 
dieser Minderungsanspruch in dem Nachlaß von 2 Milliarden 
Dollar bei den Verpflichtungen der Bundesrepublik für die übrige 
Nachkriegswirtschaftshilfe mit berücksichtigt worden. Die Bun- 
desrepublik hat in dem Londoner Schuldenabkommen über das 
„Amerika- Geschäft” vom 27. Februar 1953 eine Schuldverpflich- 
tung von 203 Millionen Dollar anerkannt. Nach Art. VII des 
genannten Abkommens ist die Bundesrepublik berechtigt, von 
dieser Schuldsumme die Beträge abzuziehen, welche sie zur Re- 
gelung der Ersatzansprüche Dritter aus dem seinerzeitigen Rück- 
erwerb gewisser Überschußgüter durch die Vereinigten Staaten 
leistet. Aufgrund dieser Regelung wurden bisher Ersatzansprüche 
in einer Gesamthöhe von $ 2535375 anerkannt und von der 
Schuldsumme in Abzug gebracht. Die Befriedigung dieser An- 
sprüche Dritter ist aus den Erlösen der StEG vor genommen 
worden. 

Die Gesamtmenge der von den USA erhaltenen Überschußgüter 
beträgt nach Feststellungen der StEG etwa 1,89 Millionen Tonnen. 
Sie verteilt sich auf folgende Warengruppen: 




Tonnen 

v. H. 

Lebensmittel, Futtermittel, Saaten 

955 329 

50,55 

Kraftfahrzeuge und Zubehör 
(darunter über 70 000 Kraftfahrzeuge) 

312 700 

16,54 

Eisenbahnmaterial (darunter ca. 

26 000 Eisenbahn -Waggons) 

280 000 

14,81 

Brückenbaugerät, Werkzeug, 
Werkzeug-Maschinen 

101 305 

5,36 

Textilien (darunter Bekleidungstextilien 
mit 32 137 Tonnen = 1,71 v. H.) 

83 832 

4,45 

Nachrichtengerät, Kinomaterial 
einschließlich Luftwaffengerät 

45 563 

2,41 

Ausrüstungs-, Haushalts- und 
Marketenderwaren 

40 494 

2,14 

Eisen- und NE-Schrott 

31 516 

1,67 

Chemikalien, öle und Fette, 
flüssige Brennstoffe 

15 240 

0,80 

Leder- und Gummiwaren 

9 979 

0,53 

Medikamente, ärztliche Ausrüstung 

6 325 

0,33 

Textil -Abfälle 

2 936 

0,16 

Altgummi 

2169 

0,11 

Verschiedene Altstoffe (z. B. Papier) 

1 800 

0,10 

Tabakwaren 

780 

0,04 


1 889 968 

100 


Hiervon haben die amerikanischen Dienststellen in der Zeit von 
Mai 1945 bis Juli 1947 unmittelbar verteilt: 

an die Verschleppten 

etwa 346 000 t Lebensmittel, Textilien, 

Haushaltswaren und Medikamente, 

an Zivilangestellte und Arbeiter der Besatzungsmächte 
etwa 40 000 t Lebensmittel, 

und an Zivilinternierte 

15 600 t Lebensmittel, Haushaltswaren und 
Medikamente. 

Für diese Lieferungen ist kein Erlös abgerechnet worden. Die 
Bundesrepublik ist hierfür im Rahmen der Schuldsumme von 
$ 203 Millionen mit $ 32,6 Millionen belastet worden. Weitere 
607 000 Tonnen Lebensmittel, Futtermittel und Saaten sind in den 
Jahren 1945/46 von den Ernährungsdienststellen verwertet und 
verteilt worden. Nach den Feststellungen der StEG wurden hier- 
für Erlöse von 211 350 000 RM auf Konten staatlicher Stellen ab- 
geführt. Diese Konten sind im Zuge der Währungsreform unter- 
gegangen. 



Mit der Verwertung des restlichen Materials von etwa 892 000 t 
wurde difc StEG beauftragt. Die amerikanische Armee hat von 
diesen Beständen, insbesondere im Zusammenhänge mit den Er- 
eignissen in Korea, in den Jahren 1950 bis 1952 Waren im Gewicht 
von etwa 60 000 t zurückgenommen. 

Aus der Verwertung der Güter hat die StEG bis zur Währungs- 
reform 135 860 000, — RM 

erlöst. Diesen Erlösen haben Aufwendungen 

in Höhe von 20 760 000, — RM 

gegenübergestanden. 

Den Überschuß hat die StEG weisungsgemäß auf ein Konto bei 
der GAK (Gemeinsame Außenhandelskasse) eingezahlt. Auch dieses 
Konto ist bei der Währungsreform untergegangen. 

Für die Zeit von der Währungsreform bis zum 31. Dezember 1953 
weist die StEG aus der Verwertung der Uberschußgüter Erlöse 
in Höhe von 
und Aufwendungen in Höhe von 

aus. Der Betrag von 
erhöht sich um den der StEG nach den 
Bestimmungen über die Währungsumstellung 
zugeteilten Geschäftsbetrag von 

so daß zum 31. Dezember 1953 ein Erlös von 

verbleibt. 

In den Aufwendungen von 
sind enthalten: 
für Schadensersatzansprüche 
Dritter aus US-Pdicknahmen 13 519 000, — DM 
für Kosten im Zusammenhang 
mit den US-Rücknahmen 

$ 3 031 199 = 12 752 000,— DM 26 271 000,— DM 

Die Nettoaufwendungen betragen demnach 176 995 000, — DM. 

Um die Liquidation der StEG nicht aufzuhalten und um das 
„Amerika-Geschäft” nicht weiter mit den auf andere Aufgaben 
zugeschnittenen Kosten der StEG zu belasten, ist die Restab- 
wicklung des „Amerika- Geschäftes” mit Wirkung vom 1. Januar 
1954 aus der StEG heraus genommen und einer Bundesgesellschaft 
übertragen worden. 

Vom Bund gegenüber der StEG im Zusammenhang mit der Ab- 
wicklung des „Amerika-Geschäftes” erhobene Auseinandersetzungs- 
ansprüche und von der StEG gegen den Bund in diesem Zusam- 
menhang geltend gemachte Gegenansprüche sind durch Abschluß 
eines Vergleichs erledigt worden, auf Grund dessen die StEG an 
den Bund den Betrag von 1 Mio DM gezahlt hat. 

3. Ein abschließender Bericht über das Ergebnis des „Amerika-Ge- 
schäftes” kann erst nach Abwicklung der noch laufenden Vor- 
gänge vorgelegt werden. Da ein großer Teil dieser Vorgänge 
streitbefangen ist, kann ein endgültiger Termin hierfür noch nicht 
benannt werden. 


416 136 000,— DM 
203 267 000,— DM 

212 869 000,— DM 


156 000,— DM 
213 025 000,— DM 


203 267 000,— DM 
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